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Aus der Gutachtenpraxis 
des DNotI

WEG § 3 Abs. 2
Annexeigentum nach § 3 Abs. 2 WEG an 
Außenstellplätzen

I. Sachverhalt
Der Notar beantragt im Rahmen des Vollzugs einer Tei-
lungserklärung beim Grundbuchamt, das Sondereigen-
tum an einer Wohnung auf einen außerhalb des Ge-
bäudes liegenden Stellplatz als Annex gem. § 3 Abs. 2 
WEG zu erstrecken. Das Grundbuchamt widerspricht 
dem mit der Begründung, dass der Stellplatz als Raum 
gelte (§  3 Abs.  1 S.  2 WEG), daher stets als separate 
Teileigentumseinheit zu buchen sei und die Erstreckung 
des Sondereigentums nur für Flächen gelte, die außer-
halb des Gebäudes liegen.

II. Frage 
Ist es nach dem WEMoG möglich, das Sondereigen-
tum an einer Wohnung auf einen Kfz-Außenstell-
platz zu erstrecken oder muss das Sondereigentum 
an einem Kfz-Außenstellplatz, wie das Grundbuch-
amt meint, immer eine separate Teileigentumseinheit 
bilden?

III. Zur Rechtslage
1. Möglichkeit der Erstreckung von Sondereigentum 
(§ 3 Abs. 2 WEG) auf Stellplätze
§  3 WEG nennt zwei Möglichkeiten zur Begründung 
von Sondereigentum: Gem. § 3 Abs. 1 S. 1 WEG kann 
Sondereigentum an „Räumen“ mit einem Miteigen-
tumsanteil am Grundstück verbunden werden. Dane-
ben kann gem. §  3 Abs. 2 WEG Sondereigentum an 
Räumen auf einen Teil des Grundstücks „erstreckt“ 
werden, sofern das Sondereigentum an den Räumen 
weiterhin die Hauptsache darstellt; dies hat praktisch 
vor allem für Garten- und Freifl ächen Bedeutung. Die 
Einordnung als Annexeigentum stellt dabei sicher, 
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dass die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer von 
Personen freigehalten wird, die nur über eine Frei-
fl äche am Grundstück verfügen, da deren Interessen 
regelmäßig von denen der Raumeigentümer abwei-
chen (BeckOGK-WEG/M. Müller, Std: 1.9.2022, §  3 
Rn. 148).

Stellplätze gelten gem. § 3 Abs. 1 S. 2 WEG als „Räu-
me“, sodass jedenfalls der Weg über die Begründung 
von Sondereigentum an Räumen (§  3 Abs. 1 S. 1 
WEG) möglich ist. Ob der Weg über Annexeigentum 
(§  3 Abs.  2 WEG) auch bei Stellplätzen ermöglicht 
werden sollte, ist den Gesetzgebungsmaterialien nicht 
zu entnehmen. Die Frage wird in der Literatur unter-
schiedlich beantwortet (wohl off en etwa Schneider, in: 
Skauradszun/Elzer/Hinz/Riecke, Die WEG-Reform 
2020/2021, § 3 Rn. 23).

a) Eine Auff assung: Unzulässigkeit des Annexeigen-
tums am Stellplatz
Einige Stellungnahmen in der Literatur gehen – aller-
dings ohne vertiefte Begründung – davon aus, dass für 
Stellplätze der Weg über § 3 Abs. 1 WEG abschließend 
ist, Annexeigentum an Stellplätzen also nicht begründet 
werden kann, da diese als Räume gelten.

In BeckOGK-WEG/M. Müller, § 3 Rn. 160 heißt es:

„Auch bei ebenerdigen Stellplätzen im Freien handelt es 
sich nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch um ‚außer-
halb des Gebäudes liegende Teile des Grundstücks‘. Es stellt 
sich jedoch die Frage, ob das Sondereigentum an Räumen 
auf der Grundlage von Abs. 2 auch auf Stellplätze erstreckt 
werden kann, ob also für die Überführung von Stellplät-
zen in Sondereigentum neben dem Weg über Abs. 1 S. 2 
auch derjenige über Abs. 2 zur Verfügung steht. Die Ge-
setzesmaterialien verhalten sich zu dieser Frage nicht aus-
drücklich. Im Ergebnis wird man davon ausgehen müssen, 
dass die Gestaltungsvariante nach Abs. 2 für Stellplätze 
nicht möglich ist. Nach Abs. 1 S. 2 gelten Stellplätze als 
‚Räume‘, es handelt sich bei ihnen also gerade nicht um 
‚Teile des Grundstücks‘ nur für diese steht jedoch Abs. 2 
bereit.“

Die Stelle fi ndet sich auch fast gleichlautend bei Müller, 
ZWE 2020 445, 448. Ähnlich heißt es bei Hügel/Elzer, 
DNotZ 2021, 3, 5:

„Sondereigentum an Stellplätzen kann zudem nur nach 
§ 3 Abs. 1 Satz 2 WEG und nicht als Sondereigentum an 
Freifl ächen gemäß §  3 Abs. 2 WEG begründet werden, 
weil durch die Fiktion eines Raums für Stellplätze erkenn-
bar nur diese Variante – Begründung von Sondereigentum 
an Räumen – gesetzlich vorgesehen ist.“

b) Gegenauff assung: Zulässigkeit des Annexeigen-
tums an Stellplätzen
Anderer Ansicht ist Köther (in RNotZ 2021, 377, 386 
(Fn. 120)):

„Umgekehrt ist kein Grund dafür ersichtlich, dass zur 
Bildung von Sondereigentumsstellplätzen unter freiem 
Himmel (neben Gemeinschaftseigentum) nur Stellplatz-
eigentum gem. § 3 Abs. 1 S. 2 WEG in Frage käme, nicht 
aber Freifl ächeneigentum gem. § 3 Abs. 2 WEG (so aber 
M. Müller ZWE 2020, 445 [448]).“

Auch Dressler-Berlin führt aus (in Rpfl eger 2021, 193, 
194):

„Ob die Möglichkeit besteht, Stellplätze auf dem Grund-
stück an einzelne Sondereigentumseinheiten im Sinne des 
§ 3 Absatz 2 WEG anzubinden, ist derzeit nicht abschlie-
ßend geklärt. Müller ist der Auff assung, dass Stellplätze am 
Grundstück kein Annexeigentum nach § 3 Absatz 2 WEG 
darstellen können und lediglich Sondereigentum nach § 3 
Absatz 1 Satz 2 WEG begründet werden kann. Die Be-
gründung, wonach es sich bei Stellplätzen gerade nicht 
um Teile des Grundstücks handele, da diese als Räume im 
Sinne des § 3 Absatz 1 Satz 2 WEG gelten, überzeugt dies-
bezüglich jedoch nicht. Allein durch die Raumfi ktion des 
§ 3 Absatz 1 Satz 2 WEG wird den Stellplätzen an Frei-
fl ächen nicht die Qualität der Grundstücksfreifl äche ge-
nommen. Das deutet zumindest der Gesetzgeber an, wenn 
er ausführt, dass es nicht möglich sei, einen Miteigentums-
anteil ausschließlich mit dem Sondereigentum an einem 
außerhalb des Gebäudes liegenden Teil des Grundstücks zu 
verbinden, jedoch eine Ausnahme lediglich für die Stell-
plätze vorgesehen sei.

Darüber hinaus ist vielmehr zu fragen, ob es nicht einer 
ausdrücklichen, gesetzlichen Anordnung bedurft hätte, 
um Sondereigentum an Freifl ächen separat als selbständi-
ge Einheit zu buchen; der Gesetzgeber geht unter Beru-
fung auf § 3 Absatz 1 Satz 2 WEG von dieser Möglich-
keit selbstverständlich aus, wenngleich diese Option dem 
Gesetz nicht ausdrücklich zu entnehmen ist. § 3 Absatz 1 
Satz  2 WEG erweitert sprachlich lediglich §  3 Absatz  2 
Satz  2 WEG a. F. und somit die Raumeigenschaft hin-
sichtlich aller Stellplätze, wenngleich der Begriff  des Stell-
platzes juristisch unscharf bleibt. Mit § 3 Absatz 1 Satz 2 
WEG ist damit noch nichts darüber gesagt, ob überhaupt 
der Stellplatz auf einem Grundstück als eine selbständi-
ge Einheit gebucht werden kann. Es wäre gut gewesen, 
dieses Regel-Ausnahme-Verhältnis der Eintragung auch 
gesetzestechnisch zum Ausdruck zu bringen. Im Gesetz 
fi ndet sich lediglich in §  3 Absatz 2 WEG eine Rege-
lung zur Buchung von Sondereigentum an Grundstücks-
fl ächen.
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Dann ist es im Ergebnis aber mangels gegenteiliger Rege-
lung auch zulässig, einen Stellplatz am Grundstück nach 
§ 3 Absatz 2 WEG als Annexsondereigentum zu begrün-
den, wenngleich hierunter die Verkehrsfähigkeit leidet.“

Folgt man dieser zweiten Ansicht, würde man §  3 
Abs. 1 S. 2 WEG so lesen, dass Stellplätze auch als Räu-
me i. S. d. § 3 Abs. 1 S. 1 WEG gelten. Dies spräche 
dann nicht dagegen, sie (auch) als Teil des Grundstücks 
i. S. d. § 3 Abs. 2 WEG anzusehen.

Für die auf §  3 Abs.  1 WEG beschränkte Bedeutung 
des § 3 Abs. 1 S. 2 WEG spricht auch seine systema-
tische Stellung. Der Wortlaut des § 3 Abs. 2 WEG er-
laubt unproblematisch eine Subsumtion auch von Stell-
plätzen im Freien. Zwingende systematische Gegenar-
gumente sind nicht ersichtlich. 

c) Relevanz des Meinungsstreits
Es stellt sich jedoch die Frage, welche Rechtsfolgen ein 
nach § 3 Abs. 1 WEG begründetes Sondereigentum im 
Verhältnis zu einem nach § 3 Abs. 2 WEG begründe-
ten hat, insbesondere, ob sich „Annexeigentum“ i. S. d. 
§  3 Abs.  2 WEG nur auf die Voraussetzungen seiner 
Begründung bezieht oder ob es sich darüber hinaus 
um eine besondere Form von Sondereigentum han-
delt. Von Letzterem geht off enbar Müller (BeckOGK-
WEG/M. Müller, § 3 Rn. 160) für den Fall aus, dass 
man – entgegen der dort vertretenen Ansicht – Annex-
eigentum nach § 3 Abs. 2 WEG an Stellplätzen für zu-
lässig hält. Es sei dann das nach § 3 Abs. 2 WEG be-
gründete Annexeigentum aufgrund der Anbindung an 
die Hauptsache weniger verkehrsfähig als das nach § 3 
Abs. 1 WEG begründete Sondereigentum. Nicht ganz 
klar wird, was mit der verminderten Verkehrsfähigkeit 
gemeint ist. Beschränkte sich die Aussage auf die Fest-
stellung, dass ein Stellplatz, der gemeinsam mit einem 
Raum zum Sondereigentum in Verbindung mit einem 
Miteigentumsanteil wird, nicht ohne Weiteres separat 
veräußert werden kann, dürfte sich noch kein Unter-
schied zwischen nach §  3 Abs.  1 und Abs.  2 WEG 
begründetem Sondereigentum ergeben.

Es liegt jedoch näher, die Stelle so zu lesen, dass es um 
die nachträgliche Trennbarkeit von Stellplatz und 
(sonstigem) Sondereigentum geht. Denn einen Stellplatz 
i. S. d. § 3 Abs. 1 S. 2 WEG, der z. B. gemeinsam mit 
einer Wohnung einem Miteigentumsanteil zugeordnet 
ist, kann der Sondereigentümer grds. auch ohne Mit-
wirkung anderer Sondereigentümer abtrennen, indem 
er seine Sondereigentumseinheit unterteilt. 

Es stellt sich folglich die Frage, ob dies im Fall einer 
Verbindung nach §  3 Abs.  2 WEG anders wäre. Da-

bei kann nicht schlicht darauf verwiesen werden, dass 
etwa Gartenfl ächen (unstreitig) dauerhaft nicht vom 
Hauptsacheeigentum getrennt werden können. Denn 
dass Gartenfl ächen nicht zu alleinigem Sondereigen-
tum gemacht werden können, ergibt sich zweifelsfrei 
aus § 3 Abs. 1 und Abs. 2 WEG; dass dieser Zustand, 
der nicht anfänglich begründet werden kann, auch 
nicht durch nachträgliche Unterteilung herstellbar ist, 
bedarf keines Rückgriff s auf ein besonderes Annex-
eigentum. Ein Stellplatz kann gem. §  3 Abs.  1 S.  2 
WEG dagegen gerade auch alleiniges Sondereigen-
tum sein. Die Frage sollte daher so formuliert werden: 
Kann ein Stellplatz – selbst wenn er nach §  3 Abs.  2 
WEG durch Erstreckung zu Sondereigentum gemacht 
wurde – nachträglich durch Unterteilung der Sonder-
eigentumseinheit vom Hauptsacheeigentum abgetrennt 
und als Raum i. S. d. § 3 Abs. 1 S. 2 WEG zu alleinigem 
Sondereigentum einer separaten Teileigentumseinheit 
werden?

Zwar könnte für solche nicht abtrennbare – und damit 
nicht an Dritte veräußerbare – Stellplätze ein prakti-
sches Bedürfnis bestehen. Dem kann allerdings auch 
durch Sondernutzungsrechte weitgehend Rechnung ge-
tragen werden. Gegen einen besonderen Charakter des 
„Annexeigentums“ spricht dagegen, dass das Gesetz den 
Begriff  als solchen schon nicht kennt. § 3 Abs. 2 WEG 
spricht nur von „Sondereigentum“, das sich auch auf 
Freifl ächen erstreckt. Auch wäre diese relevante Infor-
mation nach § 3 Abs. 1 lit. c Wohnungsgrundbuchver-
fügung nicht aus dem Grundbuchblatt ersichtlich. In 
der Tat dürfte auch in der Praxis kaum eine Teilungs-
erklärung eine Aussage dazu enthalten, ob Sondereigen-
tum an Stellplätzen nach § 3 Abs. 1 oder Abs. 2 WEG 
begründet werden soll; hielte man das Annexeigentum 
für wesensverschieden von dem nach § 3 Abs. 1 WEG 
begründeten Sondereigentum, müsste man konsequen-
terweise bei Sondereigentum an Stellplätzen stets eine 
solche Angabe fordern. Schließlich wäre es auch be-
fremdlich, wenn die teilenden Eigentümer mit der Klas-
sifi zierung des Stellplatzes als „Freifl äche“ i.  S.  d. §  3 
Abs.  2 WEG diesem die Raumeigenschaft, die nach 
dem Gesetz (§ 3 Abs. 1 S. 2 WEG) gerade fi ngiert wird, 
nehmen könnten.

Die besseren Gründe sprechen daher dafür, dass kein 
besonderes Annexeigentum besteht, sondern auch 
das nach §  3 Abs.  2 WEG begründete Sondereigen-
tum – selbst wenn man es an Stellplätzen zulassen 
wollte – sich inhaltlich vom Sondereigentum nach 
§  3 Abs.  1 WEG nicht unterscheidet. Die Rechtslage 
ist allerdings in der Literatur umstritten und Recht-
sprechung liegt zu dieser Frage soweit ersichtlich nicht 
vor.
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d) Ergebnis für die hier interessierende Frage
Geht man davon aus, dass kein Unterschied zwischen 
Sondereigentum an einem Stellplatz nach §  3 Abs.  1 
und Abs. 2 WEG besteht, dürfte es auf den vorgenann-
ten Streit nicht entscheidend ankommen. In der Tei-
lungserklärung wäre dann jedenfalls zum Ausdruck ge-
kommen, dass Sondereigentum an Wohnräumen sowie 
einem Stellplatz gebildet werden soll. Dieses Ergebnis 
wäre daher vom Grundbuchamt so einzutragen. Die 
in §  3 Abs.  1 und Abs.  2 WEG enthaltenen Voraus-
setzungen wären zwar vom Grundbuchamt zu prüfen 
(und hier auch – unstreitig – eingehalten, da Sonder-
eigentum jedenfalls nach § 3 Abs.  1 WEG begründet 
werden kann), müssten aber nicht erklärt werden. Die 
(überobligatorische) Angabe kann insofern kein Eintra-
gungshindernis begründen.

Selbst wenn man (anders als hier vertreten) von einem 
besonderen „Annexeigentum“ ausgehen würde, das 
nicht vom Hauptsacheeigentum getrennt werden kann, 
spräche dies eher dafür, dass im vorliegenden Fall eine 
Eintragung vorzunehmen wäre. Es wäre dann nicht 
nur – wie oben unter lit.  b) dargelegt – kein Gegen-
argument ersichtlich, warum nicht auch an Stellplät-
zen im Freien Annexeigentum nach § 3 Abs.  2 WEG 
begründet werden sollte, sondern auch ein praktisches 
Bedürfnis, solches ausgestalten zu können: So könnte 
(ohne Rückgriff  auf die aus verschiedenen Gründen 
problematischen Sondernutzungsrechte) sichergestellt 
werden, dass Stellplätze nicht an Dritte verkauft werden 
können, denen kein Raumeigentum auf dem Grund-
stück gehört. Auch in diesem Fall sprechen die besse-
ren Gründe dafür, die beantragte Teilungserklärung 
einzutragen.

2. Möglichkeiten der Gestaltung von Sondereigen-
tum nach § 3 Abs. 1 S. 2 WEG
Unabhängig davon, zu welchem Ergebnis man bei den 
vorstehenden Fragen kommt, ist damit noch nicht ent-
schieden, dass Stellplätze stets als separates Sonder-
eigentum gebucht werden müssen. Möglich ist vielmehr 
auch, dass verschiedene Räume einem Miteigentums-
anteil als Sondereigentum nach §  3 Abs. 1 WEG zu-
geordnet werden. Die Räume sind dabei häufi g baulich 
miteinander verbunden (etwa die Räume einer Woh-
nung), zwingend ist dies aber nicht. Insbesondere kön-
nen auch Nebenräume (etwa Kellerräume) gemeinsam 
mit der Wohnung einem Sondereigentum zugeordnet 
werden; dies gilt auch für Stellplätze, deren Raumeigen-
schaft nach §  3 Abs. 1 S. 2 WEG fi ngiert wird (vgl. 
explizit zur Möglichkeit, Wohnräume und Stellplätze in 
einer Sondereigentumseinheit zu verbinden, BeckOGK-
WEG/M.  Müller, §  3 Rn. 76; Zimmer, ZWE 2021, 
436, 438).

BGB §§ 45, 46, 47, 49, 51, 1922 Abs. 1, 1936 
Liquidation des eingetragenen Vereins; Liqui-
dationsgebot; Anfall des Vereinsvermögens 
durch Gesamtrechtsnachfolge oder Übertra-
gung; Übertragung vor Ablauf des Sperrjahres

I. Sachverhalt
Verein A und Verein B sind Gesellschafter der 
X-GmbH. Die Mitglieder von Verein A haben die Auf-
lösung und Liquidation beschlossen und wollen die end-
gültige Löschung beantragen. In der Satzung von Verein 
A ist geregelt, dass das Vermögen bei Aufl ösung des Ver-
eins dem Verein B (also dem anderen Gesellschafter der 
X-GmbH) zufällt.

II. Frage
Muss der Geschäftsanteil an der X-GmbH vor Anmel-
dung der Aufl ösung des Vereins A auf Verein B übertra-
gen werden oder geht der Geschäftsanteil kraft Gesetzes 
mit der Aufl ösung des Vereins A auf den Verein B über?

III. Zur Rechtslage 
1. Anfall des Vereinsvermögens „mit der Aufl ösung“ 
(§§ 45, 46 BGB)
Mit der Aufl ösung des Vereins fällt das Vereinsvermö-
gen gem. § 45 Abs. 1 BGB an die in der Satzung be-
stimmten Personen. Was unter „Anfall“ zu verstehen ist, 
sagt das Gesetz nicht ausdrücklich. Je nach Person des 
Anfallberechtigten ist zu unterscheiden: 

a) Fiskus als Anfallberechtigter
Fällt das Vereinsvermögen an den Fiskus, so kommt es 
gem. § 46 BGB zu einer Gesamtrechtsnachfolge ent-
sprechend den §§ 1922 Abs. 1, 1936 BGB. Eine Liqui-
dation fi ndet in diesem Fall nicht statt (vgl. § 47 BGB 
und jurisPK-BGB/Otto, 9. Aufl . 2020, §  46 Rn.  5; 
BeckOK-BGB/Schöpfl in, Std.: 1.8.2022, §  46 Rn. 3; 
Baumann/Sikora/Weiß, Hand- und Formularbuch des 
Vereinsrechts, 3. Aufl . 2022, §  13 Rn. 267). „Fiskus“ 
meint im Rahmen der §§ 46, 1936 BGB das Bundes-
land des Vereinssitzes („Fiskus des Landes“, wie es 
§  45 Abs. 3 BGB ausdrücklich formuliert), subsidiär 
den Bund (vgl. Baumann/Sikora/Weiß, § 13 Rn. 267; 
Soergel/Hadding, BGB, 13. Aufl . 2000, §  46 Rn.  1; 
Grüneberg/Weidlich, BGB, 81. Aufl . 2022, §  1936 
Rn. 2; zu derzeit nicht existenten landesgesetzlichen 
Vorschriften i.  S.  d. Art.  85 EGBGB vgl. Münch-
KommBGB/Säcker, 8.  Aufl . 2021, Art.  85 EGBGB 
Rn. 1; Reichert/Schörnig, Vereins- und Verbandsrecht, 
14. Aufl . 2018, Kap. 2 Rn. 4260). 

b) Sonstiger Anfallberechtigter
Ist Anfallberechtigter des Vereinsvermögens nicht der 
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Fiskus, so bedeutet „Anfall“ keineswegs Gesamt-
rechtsnachfolge; die Anfallberechtigung verschaff t der 
begünstigten Person nicht einmal einen unmittelbaren 
Anspruch: Sie erhält lediglich einen auf die Befriedi-
gung der Gläubiger und den Ablauf des Sperrjahres 
(§  51 BGB) bedingten und befristeten schuldrechtli-
chen Anspruch auf Übertragung des Liquidationserlö-
ses (Soergel/Hadding, §  45 Rn. 10; BeckOGK-BGB/
Könen, Std.: 1.9.2022, §  45 Rn. 24; abw. Münch-
KommBGB/Leuschner, 9. Aufl . 2021, § 45 Rn. 6: nur 
künftiger Anspruch; ebenso Staudinger/Schwennicke, 
BGB, 2019, § 45 Rn. 10). Ein anfallberechtigter Dritter 
(also ein Nichtvereinsmitglied) dürfte bis zur tatsäch-
lichen Übertragung des Liquidationserlöses überhaupt 
keinen durchsetzbaren Anspruch haben, weil die Sat-
zung keine Drittwirkung i. S. d. § 328 BGB entfalten 
kann (RGZ 169, 65, 82 f.; BFH DStR 1996, 500, 501; 
Sauter/Schweyer/Waldner, Der eingetragene Verein, 
21.  Aufl .  2021, Rn.  406; Reichert/Schörnig, Kap.  2 
Rn.  4263). Eine drittbegünstigende Anfallbestim-
mung lässt sich daher bis zur Beendigung der Schluss-
verteilung ohne Zustimmung des Dritten beseitigen 
(Reichert/Schörnig, Kap. 2 Rn. 4263). 

Im vorliegenden Fall steht damit fest, dass der Ge-
schäftsanteil nur im Wege der Einzelrechtsnachfolge auf 
den anfallberechtigten Verein B übergehen kann (vgl. 
den Begriff  der „Ausantwortung“ in § 49 Abs. 1 BGB; 
dazu Staudinger/Schwennicke, § 49 Rn. 17). Das macht 
eine Abtretung gem. § 15 Abs. 3 GmbHG erforder-
lich.

2. Liquidationsgebot
Im Prinzip können die Vereinsliquidatoren den Ge-
schäftsanteil während der Liquidation (also während 
des Sperrjahres) übertragen, denn die Abwicklung des 
Vereinsvermögens gehört gerade zu den Liquidations-
aufgaben (vgl. § 49 Abs. 1 BGB). Falls der Verein durch 
ordnungsgemäße Abwicklung vor Ablauf des Sperrjah-
res vermögenslos würde, käme sogar eine vorzeitige Lö-
schung (auch Blitzlöschung genannt) in Betracht (vgl. 
OLG Düsseldorf NZG 2013, 1185; MünchKommBGB/
Leuschner, § 76 Rn. 7; Baumann/Sikora/Axmann, § 17 
Rn. 84, 97a; gegen liquidationslose Löschung bei der 
GmbH in jüngerer Zeit aber OLG  Celle NZG  2018, 
1425; vgl. auch Herrler/Blath, Gesellschaftsrecht in 
der Notar- und Gestaltungspraxis, 2. Aufl . 2021, §  6 
Rn. 1762). Eine andere Frage wäre, ob die Liquidatoren 
im Innenverhältnis u. U. einen Beschluss der Mitglie-
derversammlung einholen müssten (verneinend wohl 
die überw. Meinung, vgl. BeckOGK-BGB/Könen, § 49 
Rn. 32; Staudinger/Schwennicke, § 49 Rn. 12; Münch-
KommBGB/Leuschner, § 49 Rn. 7; gegen [entsprechen-
de] Anwendung des § 179a AktG auf Veräußerung in 

der Liquidation Weber, DNotZ 2018, 96, 129; gegen 
entsprechende Anwendung des § 179a AktG auf GmbH 
bzw. KG: BGH DNotZ 2020, 136 = DNotI-Report 
2019, 68; DNotZ 2022, 768). 

Erlaubt dürfte den Liquidatoren im Rahmen der Liqui-
dation jedoch nur die entgeltliche Veräußerung sein, 
denn die unentgeltliche Übertragung an den Anfall-
berechtigten wäre nichts anderes als eine Liquidations-
schlussverteilung vor Ablauf des Sperrjahres und damit 
entgegen §  51 BGB. Es ist zwar umstritten, ob §  47 
BGB ein zwingendes Liquidationsgebot enthält (vgl. 
Staudinger/Schwennicke, §  47 Rn. 11  f.). Klar dürfte 
jedoch sein, dass jede Verteilung von Vereinsvermögen 
an andere Personen als den Fiskus nur im Wege eines 
Liquidationsverfahrens stattfi nden darf (BeckOK-
BGB/Schöpfl in, §  41 Rn.  4; BeckOGK-BGB/Könen, 
§ 47 Rn. 1, 2; Staudinger/Schwennicke, § 47 Rn. 12; 
Soergel/Hadding, Vor §  41 Rn. 4; Baumann/Sikora/
Weiß, § 13 Rn. 260; ausf. K. Schmidt, Verbandszweck 
und Rechtsfähigkeit im Vereinsrecht, 1984, S. 296 f.: 
Die Vorschrift „besagt nur, daß eine Vermögensverteilung 
anders als im Liquidationswege nicht erfolgen darf. Sie be-
triff t also […] nicht die Frage nach dem weiteren Schicksal 
des Vereins (Fortbestand oder Zerschlagung), sondern sie 
regelt für den Fall der Zerschlagung nur die Technik der 
Vermögensverteilung“.). Insbesondere muss vor einer Ver-
mögensverteilung also das Sperrjahr nach §  51 BGB 
eingehalten werden. Ansonsten könnte der Anfallbe-
rechtigte den Vermögensgegenstand nicht kondiktions-
fest erwerben, sondern wäre einem Herausgabeanspruch 
des Vereins ausgesetzt; die Vereinsvertreter würden 
schadensersatzpfl ichtig (vgl. BeckOGK-BGB/Könen, 
§ 51 Rn. 15 ff .; Grüneberg/Ellenberger, § 53 Rn. 2).

3. Ergebnis
Der Geschäftsanteil geht nicht durch Gesamtrechts-
nachfolge auf den anfallberechtigten Verein B über, 
sondern muss gem. § 15 Abs. 3 GmbHG an diesen ab-
getreten werden. Die Vermögensauskehr setzt eine ord-
nungsgemäße Liquidation des Vereins A voraus. 

Gutachten im Abrufdienst
Fol gen de Gut ach ten kön nen Sie über unseren Gutach-
ten-Abrufdienst im Internet unter: 

http://www.dnoti.de

abrufen. In diesem frei zugänglichen Bereich können die 
Gutachten über die Gutachten-Abrufnummer oder mit 
Titelschlagworten aufgefunden werden. Dies gilt eben-
falls für die bisherigen Abruf-Gutachten.
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BGB § 362 
Grundstückskaufvertrag; Erfüllung trotz Fehlüber-
weisung aufgrund falscher Kontodaten
Abruf-Nr.: 193847

BGB § 1923 
Erbfähigkeit einer Gewerkschaft bzw. einer Unter-
gliederung der Gewerkschaft als nicht rechtsfähiger 
Verein
Abruf-Nr.: 194211

Rechtsprechung
GBO § 35; EuErbVO Art. 63 Abs. 2, 69 Abs. 2
Nachweis des unmittelbaren Eigentumserwerbs an 
einem einzelnen Nachlassgegen stand durch dinglich 
wirkendes Vorausvermächtnis bzw. dinglich wirken-
de Teilungsanordnung aufgrund eines in Italien aus-
gestellten Europäischen Nachlasszeugnisses 

Die Zuweisung eines Grundstücks an einen 
von mehreren Erben in Anlage IV Ziff er 9 eines 
Europäischen Nachlasszeugnisses ist bei italieni-
schem Erbstatut hinreichende Grundlage für eine 
berichtigende Eintragung des Erben als Alleineigen-
tümer im Grundbuch.

KG, Beschl. v. 22.9.2022 – 1 W 348/22 

Problem
Als Eigentümerin einer in Berlin belegenen Eigen-
tumswohnung war eine italienische Staatsan gehörige 
eingetragen. Diese ist mit letztem Wohnsitz in Italien 
verstorben. Durch Testament hatte sie mehrere Perso-
nen zu Erben eingesetzt und einem der Miterben die in 
Berlin belegene Eigen tumswohnung zugewiesen. Über 
die Erbfolge wurde durch eine italienische Notarin ein 
Euro päisches Nachlasszeugnis erstellt. In dem Nach-
lasszertifi kat wurden mehrere Personen als Mit erben 
ausgewiesen. Des Weiteren wurde dem Nachlasszeug-
nis das Formblatt V – Anlage IV „Stellung und Rechte 
des/der Erben“ beigefügt. Unter Ziff er 9 („dem Erben 
zu gewiesene(r) Vermögenswert(e), für den/die eine Be-
scheinigung beantragt wurde“) wurde die Eigentums-
wohnung (gelegen in: S-Straße, Berlin (Deutschland), 
im Grundbuch von Friedrichshain eingetragen unter 
der Nummer ...) mit dem Hinweis eingetragen, dass 
diese einem bestimmten Mit erben zugewiesen wurde. 

Der begünstigte Miterbe beantragte beim Grundbuch-
amt in Berlin, dass er im Rahmen der Grundbuchbe-
richtigung unmittelbar nach der Erblasserin als Allein-
eigentümer eingetragen wird und legte als Nachweis 
für seinen Eigentumserwerb das Europäische Nach-

lasszeugnis vor. Der Antrag wurde vom Grundbuchamt 
zurückgewiesen. Dieses vertrat die Ansicht, sämtliche 
Erben seien als Miterben einzutragen. 

Entscheidung
Das Kammergericht dagegen hielt den Antrag für be-
gründet. Zunächst wies das Gericht darauf hin, dass 
aufgrund gewöhnlichen Aufenthalts der Erblasserin 
in Italien gem. Art.  21 Abs.  1 EuErbVO italienisches 
Recht anwendbar sei. Das italienische Recht sehe nicht 
nur vor, dass einem Erben durch Vorausvermächtnis 
das Eigentum an einer bestimmten Sache zugewandt 
werden könne, sodass das Eigentum an der Sache mit 
dem Tod des Erblassers von diesem auf den Vermächt-
nisnehmer übergehe, ohne dass es dazu einer Annahme 
bedürfe (Art. 649 Codice civile). Bei Einsetzung mehre-
rer Erben könne der Erblasser statt einer Teilungsanord-
nung, die die Erben nur schuldrechtlich binde (Art. 733 
Codice civile), den Nachlass auch mit dinglicher Wir-
kung selbst teilen (Art.  734 Codice civile). Ausweis-
lich der Entscheidung des EuGH vom 12.10.2017 (C-
218/16 – DNotI-Report 2017, 166 = DNotZ 2018, 33 
„Kubicka“) seien die dinglichen Wirkungen eines 
Vindikations legats nach Maßgabe des auf die Erbfolge 
anwendbaren Rechts auch in einem Mitgliedstaat anzu-
erkennen, dessen Recht einem Vermächtnis eine unmit-
telbare dinglichen Wirkung im Zeitpunkt des Eintritts 
des Erbfalls nicht zuerkennt. Das Kammergericht inter-
pretierte die Erwähnung der in Berlin belegenen Eigen-
tumswohnung unter Ziff er 9 des Formblatts V – Anlage 
IV zum Europäischen Nachlasszeugnis dahingehend, 
dass nach Ansicht der italienischen Notarin aufgrund 
des maßgeblichen italienischen Erbstatuts der Miterbe 
durch den Erbfall, jedenfalls aber mit Annahme der 
Erbschaft, Alleineigentümer der Wohnungseigentums-
einheit geworden sei, ohne dass es hierfür einer weiter-
gehenden Auseinandersetzung der Erbengemeinschaft 
bedürfe. Die Begriff e „Erbe“ und „Vermächtnisnehmer“ 
seien im Euro päischen Nachlasszeugnis so zu verstehen, 
dass sie nur Erben, auf die der Nachlass unmittelbar mit 
der Erbfolge von Todes wegen übergehe, bzw. Empfän-
ger dinglich wirkender Ver mächtnisse erfassen (unter 
Bezugnahme auf OLG München ZEV 2017, 580 und 
OLG Nürnberg ZEV 2017, 579). Eine Eintragung unter 
Ziff er 9 des Formblatts V – Anlage IV zum Europäi-
schen Nachlasszeugnis könne daher nicht den Fall eines 
schuldrechtlichen Anspruchs auf ent sprechende Ausei-
nandersetzung einer Erbengemeinschaft oder Übertra-
gung eines Vermächtnis gegenstands betreff en, sondern 
allein den unmittelbaren Eigentumserwerb – sofern 
die Eintragung nicht ausdrücklich anderes kenntlich 
mache.

Praktische Bedeutung
Nach alledem ergibt sich für die Praxis, dass Eintra-
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gungen im Europäischen Nachlasszeug nis, wonach 
einem bestimmten Miterben oder einer dritten Person 
bestimmte Rechte bzw. Vermögensgegenstände zu-
gewiesen sind, im Zweifel stets als unmittelbarer Ver-
mögenserwerb durch diese Person auszulegen sind. Ent-
sprechend können solche Eintragungen im deutschen 
Registerrecht als Nachweis für den Erwerb des Eigen-
tums bzw. die Inhaberschaft an diesen Vermögens-
gegenstanden durch die bedachte Person verwandt wer-
den (ebenso OLG München ZEV 2021, 179). 

Literaturhinweis
Jonas Bühler, Preislimitierte Ankaufsrechte im Ge-
sellschaftsrecht: Eine Untersuchung der Wirksam-
keit und Anpassungsbedürftigkeit unter besonderer 
Berücksichtigung von gesellschaftsvertraglichen 
Abfi ndungsklauseln, Nomos Verlag, Baden-Baden 
2021, 504 Seiten, 128.– €

Die Satzung der GmbH kann in unterschiedlicher 
Weise dafür sorgen, dass die Gesellschafter bei Eintritt 
bestimmter Ereignisse auf den Geschäftsanteil eines 
Mitgesellschafters zurückgreifen können. Denkbar ist 
die Statuierung eines Vorkaufsrechts (im engeren Sin-
ne), eines Vorerwerbsrechts (Erwerbsvorrechts) oder 
einer Andienungspfl icht (vgl. Bacher/v. Blumenthal, 
GmbHR, 2007, 1016). Das Vorerwerbsrecht erfasst 
allgemein jeden Übertragungstatbestand oder sonsti-
ge Ereignisse (Kündigung, Beendigung der Mitarbeit, 
etc.). Bei der Andienung liegt der Akzent dagegen auf 
der Pfl icht des Veräußerers, seinen Anteil den Mitgesell-
schaftern zum Erwerb anzubieten, wobei das auslösende 
Moment auf die Absicht der Abtretung – unabhängig 
davon, welches Kausalgeschäft dem zugrunde liegt – 
vorverlagert wird. Insgesamt ist die Terminologie jedoch 
uneinheitlich.

Jonas Bühler befasst sich in seiner von Prof. Dr. Jessica 
Schmidt, LL.M. (Nottingham) an der Universität Bay-
reuth betreuten Dissertationsschrift mit preislimitierten 
Ankaufsrechten im Gesellschaftsrecht. Das Th ema tritt 
in der notariellen Praxis häufi g auf und ist entsprechend 
relevant. Der Aspekt der Preislimitierung führt hierbei 
in der Gestaltungspraxis zu besonderen Herausforde-
rungen. Da der Preis beim Ankaufsrecht von vorneher-
ein festgelegt wird, können sich Probleme dann ergeben, 
wenn der Ankaufspreis niedriger ist als der Verkehrs-
wert des betroff enen Anteils. Dadurch kann es bereits 
zu einer anfänglichen Unwirksamkeit der Vereinbarung 
kommen oder, falls die Diskrepanz zwischen Ankaufs-
preis und Verkehrswert erst später auftritt, eine Anpas-
sung des vereinbarten Ankaufspreises notwendig wer-
den. 

In seiner Betrachtung, die zunächst von der GmbH aus-
geht und erst in Teil  F die Übertragbarkeit auf ande-
re Gesellschaftsformen in den Blick nimmt, setzt sich 
Bühler – nachdem er die uneinheitliche Terminologie 
aufzeigt (mit tabellarischer Zusammenfassung, S.  79) 
– zu Beginn intensiv mit der dogmatischen Struktur 
der Ankaufsrechte auseinander (Teil  B). Überzeugend 
wird sodann zwischen dem von Anfang an bestehenden 
(Teil C) und dem erst nachträglich eintretenden (Teil D) 
Missverhältnis zwischen Ankaufspreis und Verkehrs-
wert bei preislimitierten Ankaufsrechten unterschieden. 
Der Autor verfolgt hierbei jeweils einen neuen, sich 
von der bisher herrschenden Meinung deutlich unter-
scheidenden Ansatz und betont stark die Bedeutung der 
Privatautonomie. Nachdem es einem Gesellschafter so-
gar möglich sei, sein Vermögen zu verschenken, müsse 
es nach entsprechender notarieller Belehrung möglich 
sein, einen besonders niedrigen Ankaufspreis zu verein-
baren, auch wenn im Vereinbarungszeitpunkt nicht klar 
sei, wer letztlich hiervon profi tiere. Diese Position wird 
auch bei einem nachträglich eintretenden Missverhält-
nis konsequent fortgeführt. Insgesamt soll nach Ansicht 
des Autors die Rechtsprechung zu Abfi ndungsklauseln 
nicht übertragbar sein, da bei Ankaufsrechten einer-
seits die Interessen der Gesellschaft gar nicht berührt 
seien, andererseits der Gesellschafter selbst die Anwen-
dung der Regelung – anders als bei Abfi ndungsklauseln 
– durch Nichtveräußerung seines Anteils vermeiden 
könne und zuletzt jeder Gesellschafter auch selbst von 
der Statuierung eines niedrigen Ankaufspreises selbst 
profi tieren könne (Spekulationsgeschäft). Da die Recht-
sprechung für die Beurteilung der Ankaufsrechte auf 
die Behandlung von Abfi ndungsklauseln zurückgreift, 
stellt der Autor auch diese dar und kommt auch insofern 
zu von der herrschenden Meinung stark abweichenden 
Ergebnissen.

Der Arbeit gelingt es, das bisher wenig untersuchte Ge-
biet der Ankaufsrechte dogmatisch zu erschließen und 
einen Grundstein für die Diskussion der Th ematik zu 
legen, die Praxis, Rechtsprechung und Wissenschaft 
noch längere Zeit beschäftigen dürfte. Die Disserta-
tionsschrift überzeugt durch eine klare Gedanken-
führung, welche sich in der übersichtlichen Struktur 
widerspiegelt. Diese erleichtert es – auch durch zahl-
reiche Zusammenfassungen der einzelnen Gedanken-
schritte – dem Leser, sich Zugang zu dem umfang-
reichen Werk zu verschaff en. Besondere Erwähnung 
verdient das Werk für die sehr gelungen Ausführun-
gen zur prozessualen Umsetzung und die ausführ-
lichen Hinweise für die Gestaltung (Teil  E). Die 
Musterformulierungen (siehe z.  B. S. 127  ff .) sind in 
einer Dissertationsschrift keineswegs zu erwarten, 
überzeugen jedoch durch die zweifelsohne gegebene 
Praxistauglichkeit. 
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Insgesamt verdient die beachtliche Leistung von Jonas 
Bühler großes Lob. Dem Autor gelingt mit dem Werk, 
was sich Praktiker von Dissertationen oft vergeblich 
wünschen, nämlich die praxistaugliche und zugleich 
wissenschaftlich tiefgehende Behandlung einer für die 
Praxis relevanten Materie. Es kann daher jedem Notar, 
der sich mit der Gestaltung preislimitierter Ankaufsrech-
te oder Abfi ndungsklauseln im Gesellschaftsrecht be-
fasst, uneingeschränkt zur Lektüre empfohlen werden.

Ralf Knaier

Veranstaltung
49. Vorbereitungslehrgang auf die notarielle 
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